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2) Es soll für alle Rechtsgebiete klargestellt werden, dass in Zukunft nur die tatsächliche Wohn- bzw. Nutzfläche 

Grundlage für die Höhe der Miete, für Mieterhöhungen sowie für Heiz- und Betriebskosten ist. 

 

"Diese Klarstellung ist zur Sicherheit der Mieter dringend geboten und wird uneingeschränkt befürwortet," so 

Piper. 

 

3) Im Koalitionsvertrag ist vereinbart, dass die ortsübliche Vergleichsmiete auf eine breitere Basis gestellt und 

realitätsnäher dargestellt werden soll. 

 

"Die Bundesregierung muss endlich von ihrer Ermächtigung in § 558c Abs. 5 BGB Gebrauch machen und durch 

Rechtsverordnung Vorschriften über den näheren Inhalt und das Verfahren zur Aufstellung und Anpassung von 

Mietspiegeln erlassen. Nur so kann die momentane allgemeine Rechtsunsicherheit, wie ein qualifizierter 

Mietspiegel zu erstellen ist, beseitigt werden," meint Piper. 

 

"Bisher fließen in die Festlegung der ortsüblichen Vergleichsmiete die Mieten der letzten vier Jahre ein. In 

Zukunft soll der Zeitraum auf zehn Jahre erweitert werden," fordert Piper. "Nur bei einer wesentlichen 

Verlängerung des Zeitraums von vier auf zehn Jahre ergibt sich ein repräsentatives Bild des Markts und können 

Ausreißermieten und damit Verwerfungen kompensiert werden." 

 

Berlin, den 24.07.2015 

 

Marcel Eupen, Pressesprecher 

 

 

 

 

  


